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Die Landschaftsversammlung Rheinland nimmt die Vorlage Nr. 15/1385 - 
Benehmensherstellung zur Absenkung des Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 2023 - 
zur Kenntnis.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2025. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

L u b e k
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Zusammenfassung 

 

Der Landschaftsverband Rheinland (LVR) plant für das Haushaltsjahr 2023 die Verab-

schiedung eines Nachtragshaushaltes. Damit sollen die Mitgliedskörperschaften an den 

positiven Entwicklungen des Steueraufkommens in den maßgeblichen Referenzperioden 

teilhaben. Es ist geplant, den Umlagesatz um einen Prozentpunkt auf 15,65 Prozent zu 

senken.  

Gemäß § 81 Abs. 1 Gemeindeordnung NRW (GO NRW) gelten für die Nachtragssatzung 

und den Nachtragshaushaltsplan die gleichen Vorschriften wie für die Aufstellung eines 

regulären Haushaltsplans.  

Der LVR hat das Verfahren zur Benehmensherstellung am 28. Oktober 2022 eingeleitet 

und seine Mitgliedskörperschaften über die geplante Absenkung des Umlagesatzes für 

das Haushaltsjahr 2023 informiert. Im Rahmen der Benehmensherstellung gemäß § 23 

Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung (LVerbO) in Verbindung mit § 55 Kreisordnung NRW 

(KrO NRW) haben die Mitgliedskörperschaften des LVR das Recht, zur Höhe der Land-

schaftsumlage Stellung zu nehmen. Den Mitgliedskörperschaften wurde eine Frist zur 

Stellungnahme bis 25. November 2022 eingeräumt. 

Die im Rahmen der Benehmensherstellung eingegangenen Stellungnahmen der Mit-

gliedskörperschaften sind in analoger Anwendung des § 55 Abs. 2 KrO NRW als Einwen-

dungen zu werten und der Landschaftsversammlung Rheinland zusammen mit der Zu-

leitung des Entwurfs der Nachtragssatzung und deren Anlagen zur Kenntnis zu geben.  

Im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte haben 24 Mitgliedskörperschaften Stellungnahmen 

zur Absenkung der Landschaftsumlage für das Haushaltsjahr 2023 übersandt. Die Stel-

lungnahmen sind als Anlagen beigefügt. 

Zudem haben im Rahmen der öffentlichen Anhörung gemäß § 55 Abs. 2 KrO i.V.m. 

§ 23 LVerbO im öffentlichen Teil des Finanz- und Wirtschaftsausschusses am 2. Dezem-

ber 2022 drei Vertreter*innen der Mitgliedskörperschaften mündliche Stellungnahmen 

abgegeben, die inhaltlich mit den abgegebenen schriftlichen Stellungnahmen überein-

stimmten. 
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Begründung der Vorlage Nr. 15/1385: 

 

1. Ausgangslage 

Der Landschaftsverband Rheinland (LVR) plant für das Haushaltsjahr 2023 die Verabschie-

dung eines Nachtragshaushaltsplans mit einer Absenkung des Umlagesatzes um einen Pro-

zentpunkt auf 15,65 Prozent, um die Mitgliedskörperschaften an den positiven Entwicklungen 

des Steueraufkommens in den für die allgemeinen Deckungsmittel maßgeblichen Referenz-

perioden teilhaben zu lassen.  

Ein Nachtragshaushalt ist gem. § 81 Abs. 1 Gemeindeordnung NRW (GO NRW) nach dem 

gleichen förmlichen Verfahren zu erstellen wie ein regulärer Haushalt. Somit ist der Einbrin-

gung des Entwurfs der Nachtragssatzung ein Verfahren zur Herstellung des Benehmens 

mit den Mitgliedskörperschaften vorzuschalten. Das Verfahren ist spätestens sechs Wochen 

vor Einbringung des Entwurfes der Nachtragssatzung einzuleiten. Gegenstand der Beneh-

mensherstellung ist die Bestimmung des Umlagesatzes der Landschaftsumlage. 

Die Mitgliedskörperschaften wurden über die Einleitung des Benehmensverfahrens fristge-

recht am 28. Oktober 2022 schriftlich informiert. Mit dem Schriftsatz wurde ein Eckpunk-

tepapier versendet, welches die Planungsannahmen und Planungsänderungen, die für den 

Nachtragshaushalt getroffen worden sind, erläutert. Die Mitgliedskörperschaften wurden 

um schriftliche Stellungnahme bis zum 25. November 2022 gebeten. Darüber hinaus wurde 

ihnen gem. § 55 Abs. 2 KrO i.V.m. § 23 LVerbO Gelegenheit zur Anhörung im Rahmen des 

öffentlichen Teils des Finanz- und Wirtschaftsausschusses am 2. Dezember 2022 gegeben.  

Im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte haben in der Zeit vom 28. Oktober 2022 bis zum 

25. November 2022 folgende Mitgliedskörperschaften eine Stellungnahme abgegeben:  

a) die Stadt Mönchengladbach mit Schreiben vom 9. November 2022; 

b) die Stadt Köln mit Schreiben vom 23. November 2022; 

c) der Rhein-Erft-Kreis mit Schreiben vom 24. November 2022, welches am 29. Novem-

ber 2022 zurückgezogen worden ist;  

d) die folgenden Städte und Kreise sowie die StädteRegion Aachen haben mit Schreiben 

vom 24. November 2022 eine gemeinsame Stellungnahme abgegeben: 

1.  StädteRegion Aachen 13.  Stadt Leverkusen 

2.  Bundesstadt Bonn 14.  Kreis Mettmann 

3.  Kreis Düren 15.  Stadt Mönchengladbach 

4.  Stadt Düsseldorf 16.  Stadt Mülheim an der Ruhr 

5.  Stadt Duisburg 17.  Oberbergischer Kreis 

6.  Rhein-Erft-Kreis 18.  Stadt Oberhausen 

7.  Stadt Essen 19.  Stadt Remscheid 

8.  Stadt Euskirchen 20.  Rheinisch-Bergischer Kreis 

9.  Kreis Heinsberg 21.  Rhein-Sieg-Kreis 

10.  Kreis Kleve 22.  Stadt Solingen 

11.  Stadt Köln 23.  Kreis Viersen 

12.  Stadt Krefeld 24.  Stadt Wuppertal 

Die Stellungnahmen sind als Anlagen beigefügt.  

Die öffentliche Anhörung der Mitgliedskörperschaften ist am 2. Dezember 2022 im Rahmen 

des Finanz- und Wirtschaftsausschusses erfolgt. Bei der Anhörungsveranstaltung waren 
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drei Mitgliedskörperschaften vertreten (die Städte Düsseldorf und Solingen sowie der Kreis 

Mettmann), die die Forderungen der Städte und Kreise, die in der schriftlichen Stellung-

nahme vom 24. November 2022 aufgeführt worden sind, nochmals bekräftigt haben.  

 

2. Zulässigkeit von Einwendungen 

Die Beteiligungsrechte der Mitgliedskörperschaften ergeben sich aus § 22 Abs. 3 LVerbO 

in Verbindung mit § 23 Abs. 2 LVerbO und § 55 Kreisordnung NRW (KrO NRW). Demnach 

haben die Städte und Kreise zunächst das Recht, Stellung zur geplanten Landschaftsum-

lage zu nehmen. Darüber hinaus ist den Mitgliedskörperschaften vor Beschlussfassung 

über die Haushaltssatzung in öffentlicher Sitzung Gelegenheit zur Anhörung zu geben.  

Im Rahmen der Benehmensherstellung sind mit der Zuleitung des Entwurfes der Haus-

haltssatzung an die Landschaftsversammlung auch die Stellungnahmen der Mitgliedskör-

perschaften zur Kenntnis zu geben. Über die Einwendungen der Mitgliedskörperschaften 

hat die Landschaftsversammlung in öffentlicher Sitzung zu beschließen. Sodann ist den 

Mitgliedskörperschaften das Beratungsergebnis und dessen Begründung mitzuteilen. 

Die Beratung und Beschlussfassung über die Einwendungen der Gemeinden ist unmittelbar 

vor der Beschlussfassung über die Nachtragssatzung durch die Landschaftsversammlung 

am 31. März 2023 vorgesehen. 

Gegen die Zulässigkeit der eingegangenen Einwendungen gemäß § 55 KrO NRW bestehen 

keine Bedenken. 

 

3. Inhaltliche Würdigung der Einwendungen 

Die bis zum 25. November 2022 eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen der 

Mitgliedskörperschaften wurden durch die Verwaltung ausgewertet, um der Landschafts-

versammlung zum Zeitpunkt der Einbringung des Haushaltes eine erste Einschätzung zu 

geben. Die nachfolgende Auswertung fasst die inhaltlichen Aspekte der Stellungnahmen 

zusammen.  

 

3.1 Absenkung des Umlagesatzes 

Die Mitgliedskörperschaften begrüßen zunächst das Vorhaben des LVR, den Umlagesatz 

für das Haushaltsjahr 2023 von 16,65 Prozent auf 15,65 Prozent zu reduzieren. Jedoch 

wird die Absenkung um einen Prozentpunkt als nicht ausreichend erachtet. Die Erwartung 

der Mitgliedskörperschaften sei eine weitergehende Senkung auf bis zu 14,8 Prozent.  

Die Mitgliedskörperschaften bemängeln, dass die Planannahmen des LVR für den Nachtrag 

2023 auf einer äußerst risikoaffinen Betrachtung beruhten und die Veranschlagung der 

Planwerte nur überschlägig erfolgt sei. Es sei jedoch angebracht und werde erwartet, dass 

die Planannahmen im Rahmen der Haushaltsberatungen einer kritischen Überprüfung un-

terworfen und eine angemessene Risikoverteilung zwischen den Mitgliedskörperschaften 

einerseits und dem LVR andererseits erreicht würde. 

 

Die Verwaltung nimmt dazu wie folgt Stellung:  

Sofern an dem bereits genehmigten Haushalt 2023 festgehalten und kein Nachtragshaus-

halt 2023 erstellt würde, würde der LVR einen Mehrertrag bei den allgemeinen Deckungs-

mitteln (Landschaftsumlage und Schlüsselzuweisungen) in Höhe von insgesamt rund 



4 

 

530 Mio. € erzielen. Dies ist auf die unerwartete gute Entwicklung der Steuereinnahmen 

und den dadurch angestiegenen Umlagegrundlagen zurückzuführen. Von der guten Steu-

erentwicklung haben auch die Städte und Kreise profitiert, insoweit ist ihre Steuerkraft, die 

sich positiv auf die Umlagegrundlagen auswirkt, angestiegen. 

Der LVR hat unverzüglich die Vorbereitungen zur Aufstellung eines Nachtragshaushaltes 

2023 aufgenommen, nachdem er über die Arbeitskreisrechnung zum Gemeindefinanzie-

rungsgesetz 2023 des Landes NRW vom 30. August 2022 Kenntnis von der Entwicklung 

der allgemeinen Deckungsmittel erlangt hat. Die positiven Auswirkungen auf der Ertrags-

seite werden jedoch durch die zu erwartenden weiteren Steigerungen bei den Aufwendun-

gen deutlich relativiert. Vor dem Hintergrund und im Zusammenhang mit den anhaltenden 

Auswirkungen der Corona-Krise und des Ukraine-Krieges, insbesondere aufgrund erhöhter 

Energie- und Baustoffpreise, steigender Transferausgaben im Bereich der Eingliederungs-

hilfe und steigender Tarifentgelte sowie notwendiger konsumtiver Sofortmaßnahmen zur 

Energieeinsparung sind die bisherigen Planansätze des Haushaltsjahres 2023 im LVR einem 

Belastungstest (Stresstest) unterzogen worden. Hierbei sind voraussichtliche Mehraufwen-

dungen in Höhe von rund 266 Mio. Euro ermittelt worden. 

Im Rahmen der Haushaltsberatungen zum LVR-Nachtragshaushalt 2023 werden die Plan-

annahmen verifiziert und aktuelle Entwicklungen bei der Bemessung der Aufwendungen 

und Erträge berücksichtigt, z.B. die zu erwartenden Tarifabschlüsse und Preissteigerungs-

raten, aber auch etwaige Entlastungsmaßnahmen vom Bund und Land. Der LVR wird mög-

liche Einsparpotentiale untersuchen und bei der Umlagesatzgestaltung berücksichtigen. 

 

3.2 Isolierung der kriegsbedingten Haushaltsbelastungen 

Die Städte und Kreise bemängeln, dass der LVR die Isolierung der kriegsbedingten Haus-

haltsbelastungen bisher nicht vorgesehen hat. Zudem wird die Einschätzung des LVR, dass 

für die Isolierung nur rund 20 Mio. Euro infrage kommen könnten, als sehr restriktiv und 

zu gering beanstandet. Hier sei allein aufgrund der Energiepreissteigerungen mit weit hö-

heren Isolierungsbeträgen zu rechnen. Daher fordern die Mitgliedskörperschaften die Ein-

planung der Bilanzierungshilfe im LVR-Nachtragshaushalt 2023, damit eine Entlastung bei 

der Landschaftsumlage eintritt. 

 

Die Verwaltung nimmt dazu wie folgt Stellung:  

Der im September 2022 durch die Landesregierung eingebrachte Entwurf des NKF-COVID-

19-Ukraine-Isolierungsgesetzes (NKF-CUIG-E) wird voraussichtlich am 7. Dezember bera-

ten und beschlossen werden. Das Gesetz tritt voraussichtlich noch im Dezember 2022 in 

Kraft. Der nach Inkrafttreten bestehenden rechtlichen Verpflichtung zur Isolierung wird der 

LVR bei der Verabschiedung des Nachtragshaushaltes 2023 selbstverständlich nachkom-

men. Die tatsächliche Höhe der zu isolierenden Aufwendungen wird bis zur Nachtragshaus-

haltsverabschiedung ermittelt sein. Derzeit ist dies nicht abschließend möglich, weil die 

Höhe möglicher Erstattungsleistungen von Bund und / oder Land zur Deckung von kriegs-

bedingten Sachleistungssteigerungen in der Eingliederungshilfe noch nicht feststehen.  

Die kommunalen Spitzenverbände (Städtetag NRW, Landkreistag NRW, Städte- und Ge-

meindebund NRW) haben in ihrer gemeinsamen Stellungnahme vom 10. November 2022 

zur Änderung des NKF-Covid-19-Isolierungsgesetzes und der KomHVO NRW ausgeführt, 

dass das NKF-CUIG ein rechtliches Instrument sei, das – zeitlich begrenzt – geeignet sei, 

den haushaltsrechtlichen Auswirkungen der Krisen entgegenzuwirken. Weiterhin wird aber 

festgestellt, dass die Abschreibung der bilanziellen Sonderposten die Städte, Kreise und 
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Gemeinden langfristig belasten und kommunale Handlungsspielräume einschränken 

würde. Die bilanzielle Isolation sei eine Hilfestellung, aber keine echte Lösung. Die Gewäh-

rung staatlicher Hilfen für die Kommunen zum Erhalt der Handlungsfähigkeit sei dringend 

geboten.  

Der LVR schließt sich diesen Ausführungen uneingeschränkt an. Dieses Instrument stellt 

keine echte Finanzhilfe dar; es trägt nicht zur Altschuldenlösung bei, sondern erhöht sogar 

die Verschuldung in der kommunalen Familie. Damit belastet das Vorgehen zukünftige Ge-

nerationen und entspricht somit nicht dem Grundsatz einer generationengerechten Finanz-

wirtschaft. 

Insoweit bleibt der LVR auch bei seiner Haltung, dieses Instrument im Rahmen der gesetz-

lichen Möglichkeiten unter Beachtung der nachhaltigen Auswirkungen einzusetzen. Die 

kommunalen Spitzenverbände haben in ihrer o.a. Stellungnahme richtigerweise ausge-

führt: „Darüber hinaus bleibt auch daran zu erinnern, dass die künftigen Abschreibungs-

verpflichtungen die Kommunen wegen ihrer jeweiligen Einbindung in Umlageverbände in 

mehrfacher Weise betreffen: So müssen die kreisfreien Städte über die Landschaftsumlage 

auch die Abschreibungslast der Landschaftsverbände schultern; auch die Kreise werden 

von künftigen Abschreibungen der Landschaftsverbände betroffen sein. …. Soweit die Um-

lageverbände ab 2026 ihre Schäden jedoch ertragswirksam abschreiben, wird die isolie-

rungsbedingte Belastung der Umlagen zeitversetzt spürbar werden. Das Problem von 

Haushaltssicherungskonzepten, Haushaltssperren, vorläufiger Haushaltsführung oder 

Nachtragshaushalten ist damit nur in die Zukunft verschoben.“  

Daher wird der LVR auch weiterhin die Forderung der kommunalen Familie unterstützen, 

dass das Land eine auskömmliche finanzielle Ausstattung der Kommunen sicherzustellen 

habe, z.B. über eine Anhebung des Verbundsatzes. 

 

3.3 Einsatz der Ausgleichsrücklage 

Die Mitgliedskörperschaften beanstanden in ihrer Stellungnahme die Absicht des LVR, auf 

den im Doppelhaushalt 2022/2023 ursprünglich für das Jahr 2023 vorgesehenen Einsatz 

der Ausgleichsrücklage im Rahmen des Nachtragshaushaltes 2023 nunmehr zu verzichten. 

Die sich dadurch ergebende Mehrbelastung von über 40 Mio. Euro sei angesichts der kriti-

schen finanziellen Lage vieler Kommunen nicht tragbar. Denn viele Kreise befänden sich in 

einer ähnlichen Situation wie der LVR, hätten allerdings den Abbau ihrer Ausgleichsrückla-

gen und teilweise auch der Allgemeinen Rücklagen vorgesehen, um die kreisangehörigen 

Kommunen zu entlasten.  

Die Städte und Kreise fordern daher, die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage im 

Haushaltsjahr 2023 in Höhe von 41,8 Mio. Euro beizubehalten und auch im mittelfristigen 

Finanzplanungszeitraum Teile der Ausgleichsrücklage einzusetzen. 

 

Die Verwaltung nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Mit Einleitung des Verfahrens zur Benehmensherstellung mit den Mitgliedskörperschaften 

hat der LVR im Eckpunktepapier ausgeführt, dass insbesondere aufgrund der fallzahl- und 

fallkostenbedingten strukturellen Mehraufwendungen im Bereich der Eingliederungshilfe 

für Kinder und Jugendliche und den sich abzeichnenden erheblichen weiteren Aufwands-

steigerungen im Energie-, Baukosten- und Tarifentgeltebereich die Geschäftsgrundlage für 

die Fortführung des Konsolidierungsprogramms der Jahre 2021 bis 2025 teilweise entfallen 

ist. Die multiplen Krisenlagen stehen exemplarisch für die Vielzahl komplexer Herausfor-
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derungen und Folgewirkungen, mit denen sich der LVR in den nächsten Monaten und wahr-

scheinlich auch Jahren intensiv auseinandersetzen muss und die er zu bewältigen hat. Ins-

besondere die Verflechtungen dieser Entwicklungen lassen einen geordneten Geschäftsbe-

trieb, verlässliche Prognosen und präzise Analysen in vielen Aufgabenbereichen des LVR 

nur bedingt zu. In dieser Situation kann es zu erheblichen Ergebnisschwankungen kom-

men, die den Einsatz der Ausgleichsrücklage zum Jahresabschluss erforderlich machen. 

Aus diesem Grund kann ein geplanter Verbrauch der Ausgleichsrücklage zur Umlagesatz-

begrenzung nicht mehr befürwortet werden und ist deshalb im Nachtragshaushalt 2023 

nicht vorgesehen. Die Ausgleichsrücklage muss bei diesen erschwerten Rahmenbedingun-

gen wieder ihrem Zweck einer Art „Schwankungsreserve“ zugeführt werden, um die Mög-

lichkeit der Steuerung im Bewirtschaftungsergebnis zu ermöglichen. 

Der Einsatz der Ausgleichsrücklage im Doppelhaushalt 2022/2023 ist unter der Annahme 

rückläufiger Steuereinnahmen im Referenzzeitraum zur Begrenzung des Umlagesatzan-

stiegs erfolgt. Mit seinem Erlass vom 21. März 2022 zur Genehmigung der Hebesätze der 

Landschaftsumlage für den Doppelhaushalt 2022/2023 hat sich das Ministerium für Hei-

mat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-Westfalen (MHKBG NRW) 

kritisch zum planerischen Einsatz des Eigenkapitalverbrauchs zum Haushaltsausgleich ge-

äußert, weil dieser ein Risiko für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des LVR darstellen 

würde. Der LVR ist ausdrücklich aufgefordert worden, seine geübte Form der Rücksicht-

nahme weiter im Blick zu behalten, als sie – zumindest in der Planung – zu einem Ver-

brauch von Eigenkapital führt, was letztlich die dauerhafte Leistungsfähigkeit des LVR 

schwächt. Dieser Aufforderung kommt der LVR nach. Die multiplen Krisenlagen und die 

damit einhergehenden Herausforderungen und Folgewirkungen lassen den planerischen 

Einsatz von Eigenkapital zum Haushaltsausgleich nicht mehr zu. Auch der angenommene 

Steuerrückgang im Referenzzeitraum ist nicht wie befürchtet eingetreten.  

Für die Mitgliedskörperschaften hätte der Einsatz der Ausgleichsrücklage in 2023 unter 

Umständen nur eine sehr kurzfristige finanzielle Entlastung zur Folge, die schnell in weitere 

Belastungen für die Folgejahre umschlagen könnte. Der Einsatz der Ausgleichsrücklage 

wird unter den neuen Rahmenbedingungen daher im LVR sehr kritisch gesehen, da deren 

Verzehr mittel- und langfristig einen Anstieg der Umlagesätze unausweichlich machen 

würde. Der LVR sieht daher einen Haushaltsausgleich, wie er gemäß § 75 Abs. 2 Gemein-

deordnung NRW in Verbindung mit § 55 Kreisordnung NRW und § 23 Landschaftsverbands-

ordnung vorgeschrieben ist, als dringend geboten an. Diese Vorgehensweise kommt dem 

Prinzip einer nachhaltigen und generationengerechten Finanzwirtschaft nach und ent-

spricht dem Erlass des Kommunalministeriums.  

 

3.4 Rücksicht auf die Mitgliedskörperschaften und mittelfristige Planung 

Es wird wiederholt darauf hingewiesen, dass die Städte und Gemeinden aufgrund der geo-

politischen Entwicklungen ohnehin vor sehr großen Herausforderungen stünden. Die Erhö-

hung der Zahlbeträge der Landschaftsumlage belaste die kommunalen Haushalte zusätz-

lich und führe zum Abfluss von dringend benötigter Liquidität. Während zahlreiche Kom-

munen Liquiditätskredite aufnehmen müssten, um ihre Zahlungsverpflichtungen zu erfül-

len, würden beim LVR Liquiditätsreserven in erheblicher Höhe entstehen.  

Zudem wird erwartet, dass der LVR nicht an seinen im Doppelhaushalt 2022/2023 für die 

Finanzplanung 2024ff. ausgewiesenen Umlagesätzen festhalten wird. 
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Die Verwaltung nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Die Rücksichtnahme auf die Mitgliedskörperschaften ist eine der wichtigsten Maximen der 

Haushaltswirtschaft des LVR. Der LVR hat daher in der Vergangenheit und er wird auch in 

Zukunft umfängliche Anstrengungen unternehmen, um die Städte und Gemeinden nicht 

übermäßig zu belasten. Die Ergebnisse der Konsolidierungsprogramme und die Umsteue-

rungsmaßnahmen in der Eingliederungshilfe zur Begrenzung des Aufwandsanstiegs zeigen 

hier deutlich positive Ergebnisse in den letzten beiden Dekaden. 

Um die finanzielle Belastung seiner Mitgliedskörperschaften zu begrenzen, hat der LVR für 

die Haushaltsjahre 2021 bis 2025 ein Konsolidierungsprogramm mit einem Volumen von 

175 Mio. Euro aufgelegt, welches auch in der Nachtragsplanung 2023 enthalten ist. Die 

Erreichung der Konsolidierungsziele wird mit einem engmaschigen Controlling und einer 

regelmäßigen Berichterstattung an die politischen Gremien begleitet. Dem LVR ist bewusst, 

dass die aktuellen Rahmenbedingungen weiterhin eine sehr restriktive Haushaltsbewirt-

schaftung erfordern. 

Hinsichtlich der mittelfristigen Finanzplanung hat es im Entwurf des Nachtragshaushaltes 

2023 keine Anpassungen gegeben. Die Orientierungsdaten des Landes NRW sind erst am 

22. November 2022 durch das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisie-

rung des Landes Nordrhein-Westfalen (MHKBD NRW) durch Erlass bekannt gegeben wor-

den. Diese Daten müssen zunächst einer Analyse und Bewertung unterzogen werden.  

Bemerkenswert sind folgende Aussagen im Orientierungsdatenerlass: „Aufgrund der be-

stehenden gesamtwirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Risiken empfiehlt sich gleich-

wohl eine vorsichtige Haushaltsplanung. … Die Orientierungsdaten liefern allerdings nur 

Durchschnittswerte für die Gemeinden und Gemeindeverbände und sind deshalb lediglich 

Anhaltspunkte für die individuelle Finanzplanung. Jede Kommune ist verpflichtet, unter 

Berücksichtigung der örtlichen Besonderheiten die für ihre Planung zutreffenden Einzel-

werte zu ermitteln. Es ist von den Orientierungsdaten abzuweichen, wenn die individuellen 

Gegebenheiten vor Ort dies erfordern. Aufgrund der aktuellen gesamtwirtschaftlichen Ri-

siken sollten die Kommunen ihrer Haushaltsplanung eine eher vorsichtige Prognose zu-

grunde legen.“ 

Bis zur Verabschiedung des Nachtragshaushaltes wird der LVR seine Analysen und Bewer-

tungen vor dem Hintergrund dieser Aussagen im Erlass abgeschlossen haben, so dass dann 

die mittelfristige Finanzplanung dargestellt werden kann.  

 

 

In Vertretung  

 

 

H ö t t e 
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Kaiser, Lolita

Betreff: WG: Aufstellung eines Nachtragshaushaltsplanentwurfs des 
Landschaftsverbandes Rheinland für das Haushaltsjahr 2022; Einleitung der 
Benehmensherstellung zur Feststellung der Landschaftsumlage; mein Schreiben 
vom 24.11.2022

Anlagen: Stellungnahme.pdf

Von: landrat <landrat@rhein-erft-kreis.de>  
Gesendet: Dienstag, 29. November 2022 14:59 
An: Lubek, Ulrike <Ulrike.Lubek@lvr.de> 
Betreff: Aufstellung eines Nachtragshaushaltsplanentwurfs des Landschaftsverbandes Rheinland für das 
Haushaltsjahr 2022; Einleitung der Benehmensherstellung zur Feststellung der Landschaftsumlage; mein Schreiben 
vom 24.11.2022

Sehr geehrte Frau Lubek,

das als Anlage beigefügte Schreiben vom 24.11.2022, welches Ihnen auf dem Postweg in der letzten Woche zugestellt 

wurde, bitte ich als gegenstandslos zu betrachten, da es ein gemeinsames Schreiben der Region in dieser 

Angelegenheit gibt, welches Ihnen in der Zwischenzeit vorliegen dürfte.

Mit freundlichen Grüßen

Frank Rock

Landrat
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